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456 Sektion Sozialpolitik

2. Neue Wege in der Wohnungspolitik

Volker Eichener und RolfG. Heinze

1. Neue Wohnungsnot - neue Wohnungspolitik?

Als die Bundesrepublik nach dem zweiten Weltkrieg das System des sozialen Wohnungsbaus -

einen „fast genial zu nennenden Kompromiß" zwischen Marktwirtschaft und Staatsintervention

(Riege 1974: 87) - entwickelte, ging man davon aus, daß sich der Staat wieder aus der Woh¬

nungsbauförderung zurückziehen könnte, wenn erst der kriegsbedingte Wohnungsmangel besei¬

tigt wäre. Tatsächlich war die Entwicklung der Wohnungsbaupolitik seitdem von einer schritt¬

weisen, aber stetigen Liberalisierung geprägt, bis schließüch Mitte der achtziger Jahre die ersten

Leerstände auftraten und die Bundesregierung entschied, die Förderung des sozialen Wohnungs¬
baus zum 1.1.1986 endgültig einzustellen. Das Resultat war, daß die Fertigstellungszahlen im

Wohnungsbau unter den Emeuerangsbedarf absanken. 1989/90 wurde wieder von einer "neuen

Wohnungsnot" gesprochen, und die Bundesregierung sah sich genötigt, die Wohnungsbauförde¬

rang wieder aufzunehmen. Der Markt hatte das Entstehen der "neuen Wohnungsnot" nicht ver¬

hindern können.

Seitdem stiegen die Fertigstellungszahlen zwar kontinuierlich an, konnten aber erst 1993 den

Schwellenwert von ca. 450.000 Einheiten pro Jahr erreichen, der z.Zt als nötig erscheint, damit

sich die Versorgungslage nicht weiter verschlechtert. Für Anfang 1994 veranschlagte das ifo-

Institut das Versorgungsdefizit auf 1,75 Mio. Wohneinheiten, ein Fehlbestand, der sich auch an¬

gesichts eines zyklischen Bauleistungsrekordes im Jahr 1994 nur sehr langsam verringern dürfte,

da der Nettozugang selbst bei einer Fertigstellungszahl von rund 570.000 Wohnungen in 1994

nur rund 150.000 Einheiten betragen hat (vgl. Görhely/Rußig 1994).

Die seit Anfang der 90er Jahre aufgetretene "neue Wohnungsnot" hat deutlich gemacht, daß

sich der Staat aus seiner sozialpolitischen Verantwortung, für eine ausreichende Wohnungsver¬

sorgung zu sorgen, auf Dauer nicht zurückziehen kann. Die Wohnungsversorgung gehört zu den

Grundelementen der Daseinsvorsorge, weü es sich beim Wohnen um ein existentielles Grundbe¬

dürfnis handelt. Offensichtlich kann der Markt eine angemessene Wohnungsversorgung für aüe

Bevölkerungsgruppen, insbesondere für die einkommensschwächeren und die Bevölkerangs¬

gruppen, die sozialen Diskriminierungen ausgesetzt sind, nicht gewährleisten. Diese durch die

tatsächüche Entwicklung auf den Wohnungsmärkten genährte These steht in krassem Gegensatz
zum marktliberalen Credo der neoklassischen Ökonomie, weü der Wohnungsmarkt kein idealer

Markt ist:

- Wegen der langen Reaktionszeiten dauert es mehrere Jahre, bis ein Angebotsdefizit durch hö¬

here Neubauleistungen ausgeglichen werden kann,

- Wegen des großen Risikos nimmt die Investitionstätigkeit bereits lange, bevor ein Ausgleich
von Angebot und Nachfrage erreicht ist, ab.
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- Selbst wenn ein Angebotsdefizit existiert, wüd vielfach nicht investiert, weü selbst in einer

Situation hoher Wohnungsnot eine auch nur annähernd kostendeckende Vermietbarkeit von

Neubauwohnungen nicht gesichert ist.

- Auch wenn ein ausreichendes Wohnungsangebot zur Verfügung steht, kann es aufgrund von

Kaufkraftmangel und Diskriminierungen zur Unterversorgung bestimmter Bevölkerungsgrup¬

pen kommen.

Die Folge ist, daß der Wohnungsmangel eher die Regel als die Ausnahme darstellt. Zwar wer¬

den die Perioden, in denen Nachfrageüberhänge vorherrschen, immer wieder einmal von Phasen

mit Angebotsüberhängen unterbrochen; diese sind jedoch von wesendich kürzerer Dauer.

Die Theorie der Besonderheiten des Wohnungsmarktes scheint durch die Wüklichkeit der

Wohnungsmärkte bestätigt zu werden: Der Markt allein vermag keine ausreichende Wohnungs-

versorgung zu gewährleisten. Da der Sozialstaat in der Verantwortung steht, für eine menschen¬

würdige Wohnungsversorgung aller Bevölkerungsschichten zu sorgen, muß er die folgenden
Probleme lösen:

1. Das quantitative Versorgungsproblem, d.h. der Staat muß gewährleisten, daß eine ausreichen¬

de Zahl von Wohneinheiten zur Verfügung steht.

2. Das qualitative Versorgungsproblem, d.h. der Staat muß sicherstellen, daß die angebotenen

Wohnungen auch geseUschaftlich definierte Mindestanforderungen an eine menschenwürdige

Unterbringung erfüllen.

3. Das Kostenproblem, d.h. der Staat muß dafür sorgen, daß auch einkommensschwache Haus¬

halte eine angemessene Wohnung bewohnen können.

4. Das Zugangsproblem, d.h. der Staat muß auch den Bevölkerungsgruppen, die Diskriminierun¬

gen am Wohnungsmarkt ausgesetzt sind, den Zugang zu angemessenem Wohnraum ermögli¬
chen.

5. Das Verteilungsproblem, d.h. der Staat soU auch mit seinen wohnungspolitischen Maßnahmen

zu einer gerechten Einkommens- und Vermögensverteüung beitragen.
6. Das Effizienzproblem, d.h. die knappen öffentlichen Mittel soüen so eingesetzt werden, daß

mit geringstem Mittelaufwand ein maximaler sozialpolitischer Nutzen entsteht.

Diese sechs Ziele staadicher Wohnungspolitik stehen untereinander im Spannungsverhältnis.
Das Dilemma der sozialen Wohnungspotitik besteht darin, daß sich aUe sechs Ziele nicht glei¬
chermaßen erreichen lassen, sondern daß stets - wie man sich auch entscheidet - einige Ziele zu¬

gunsten anderer geopfert werden müssen, da die öffendichen Mittel begrenzt sind - heute mehr

denn je zuvor (vgl. dazu ausführlich Eichener und Heinze 1994b).

2. Wohnungsbaupolitische Instrumente in der Diskussion

Auch wenn das grundsätzliche Zielsystem vorgegeben ist, stehen der Wohnungspolitik zwei

unterschiedliche Strategien zur Verfügung, die Subjektförderung (Individualförderung) und die

Objektförderung, die verschiedenen ordnungspolitischen Philosophien entsprechen und sich stark

hinsichdich ihrer wohnungspolitischen Effizienz sowie ihrer sozialpolitischen Effektivität unter¬

scheiden. Die Wohnungspotitik der Bundesrepublik folgt dabei keiner dezidierten Strategie, son¬

dern stellt mit ihren vielfältigen Instrumenten eine Mischung aus beiden Strategieelementen dar.
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Die Subjektförderung zielt darauf ab, die individueüe Zahlungsfähigkeit zu steigern, ohne di¬

rekt in den Wohnungsmarkt einzugreifen. Die wichtigsten Instrumente der Subjektförderung sind

das Wohngeld, mit dem die Mietzahlungsfähigkeit der Haushalte gesteigert wüd, bzw. der La¬

stenzuschuß im Eigentumsbereich sowie die Bausparförderang, die darauf abzielt, die Eigenkapi¬
talbasis zu erhöhen.

Bei der Objektförderung wüd dagegen die HersteUung, der Erwerb, die Bewirtschaftung oder

die Modernisierung der Wohneinheiten gefördert, um die Miete bzw. Belastungen zu verringern.
Die bedeutendsten Instrumente der Objektförderung sind der öffentlich geförderte soziale Woh¬

nungsbau, bei dem der Staat dem Bauherrn zinsgünstige Darlehen gewährt, um die Miete her-

untersubventionieren, sowie die verschiedenen Steuererleichterungen - von den erhöhten Ab¬

schreibungen nach § 7 Abs. 5 (für den Mietwohnungsbau) oder § lOe EStG (für Selbstnutzer)

über die Einheitsbewertung von Immobilien bis hin zur Steuerfreiheit von Veräußerungsgewinnen
bei privaten Investoren. Durch die Gewährung der verschiedenen Steuervorteile wüd praktisch

jede in Deutschland gebaute Wohnung gefördert - auch die sogenannten ,4reifinanzierten" Woh¬

nungen.1
Das System der Wohnungsbauförderung steht bereits seit langem in der kritischen Diskussion.

Im wesendichen wüd kritisiert, daß die Wohnungsbaupolitik finanzpolitisch ineffizient und sozi¬

alpolitisch ineffektiv sei, weü das Fördersystem zur Fehlsubventionierung und damit zur Vergeu¬

dung knapper öffentlicher Mittel führe (z.B. Eekhoff 1993). Insbesondere konzentriert sich die

Kritik auf folgende systembedingte Mängel:
- Der soziale Wohnungsbau ist ineffizient, weü ausgerechnet die teuersten Wohnungen, nämüch

die Neubauwohnungen mit hohem Ausstattungsniveau, zur Versorgung der einkommens¬

schwachen Haushalte eingesetzt werden. Dies führt zum einen dazu, daß der Subventionsauf¬

wand pro Wohnung extrem hoch ist, so daß insgesamt zu wenig Sozialwohnungen gebaut
werden können, und zum anderen dazu, daß selbst die mit hohem Mitteleinsatz heruntersub¬

ventionierten Soziahnieten immer noch so hoch sind, daß die wüklich Einkommensschwachen

sie nicht mehr aufbringen können.

- Der soziale Wohnungsbau führt zur Fehlsubventionierung durch Fehlbelegung und Unterbele¬

gung. Fehlbelegung entsteht, wenn Wohnberechtigte nach ihrem Einzug in höhere Einkom¬

mensklassen vordringen, aber dennoch in der öffentlich geförderten Wohnung bleiben. Unter¬

belegung entsteht, wenn sich die Haushaltsgröße verringert, insbesondere durch den Auszug
erwachsener Kinder, und dann ein Ein- oder Zweipersonenhaushalt nach wie vor in einer gro¬

ßen Sozialwohnung lebt, die dringend zur Versorgung kinderreicher Haushalte benötigt wür¬

de. Fehlbelegung und Unterbelegung sind beim System der Objektförderung, bei dem die

Wohnberechtigung lediglich zum Zeitpunkt des Einzugs überprüft wüd, unvermeidbar. Die

Fehlbelegungsabgabe mag zwar einen - je nach Bundesland - mehr oder minder großen Teü

der Fehlsubvention abschöpfen, beseitigt aber nicht das Problem, daß die Wohnung für die

Versorgung der bedürftigen Haushalte blockiert ist. Noch schwieriger ist das Problem der

Unterbelegung, insbesondere im Bereich der Eigentumsförderung, zu lösen.

- Die gegenwärtige Wohnungsbauförderang ist jedoch nicht nur teuer und ineffizient, sie ist

auch verteilungspolitisch ungerecht Insbesondere die steuerliche Förderung, bei der die Sub¬

ventionsbeträge mit dem Steuersatz wachsen, und die Eigentumsförderung begünstigen die

höheren Einkommensschichten. Selbst der soziale Wohnungsbau, vor aUem der zweite und der
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dritte Förderweg, kommt ebenfaüs nicht primär den Einkommensschwächsten zugute, sondern

den mittleren Einkommensgruppen (Ulbrich 1992). Das Düemma zwischen der Höhe des

Subventionsaufwands und der verteilungspolitischen Gerechtigkeit wird auch durch die gene¬

relle Endastungswirkung auf dem Wohnungsmarkt, den sogenannten „Sickereffekt", dessen

Größenordnung nicht überschätzt werden darf (vgl. Eichener und Heinze 1994b: 29-36), nur

teilweise entschärft

3. Die Reform der Wohnungsbauförderung 1994. Die "einkommensorientierte Förderung" als

Lösung desförderpolitischen Dilemmas?

Anfang der neunziger Jahre ist das wohnungsbaupolitische Düemma endgültig deudich ge¬

worden. Weder kann man die Wohnungsversorgung allein dem Markt überlassen, noch erscheint

das heutige System der Wohnungsbauförderang wohnungspotitisch effizient, sozialpolitisch ef¬

fektiv und finanzierbar. Der Mitte der achtziger Jahre erfolgte Rückzug des Staates - vor aUem

des Bundes - aus der Wohnungsbauförderang wüd heute als kaum noch wiedergutzumachender
Fehler eingeschätzt. Aber auch die inkrementalen Anpassungs- und Reparaturmaßnahmen zur

Wohnungsbauförderang Schemen nicht mehr auszureichen, um die systembedingten Probleme zu

beseitigen (Schnurr 1994).

Mitte der neunziger Jahre wüd - von aüen im Bundestag vertretenen Fraktionen - über eine

grundlegende Reform der Wohnungsbauförderang nachgedacht, die nicht auf etile Einschrän¬

kung, sondern auf eine Effektivierung des staadichen Engagements hinauslaufen soll. So ist für

die kommende Legislaturperiode ein ganzes Bündel wohnungspotitischer Reformen, insbesondere

aber - fast 40 Jahre nach Inkrafttreten des Zweiten Wohnungsbaugesetzes - die Verabschiedung
eines Dritten Wohnungsbaugesetzes geplant.

Mit dem Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 sind erste Schritte auf dem Weg zu einer

grundlegenden Reform des sozialen Wohnungsbaus unternommen worden. Den Kern der Reform

machen vor allem folgende drei Maßnahmen aus (vgl. dazu Schnurr 1994):

1. Die - erhebliche - Anhebung der Einkommensgrenzen im sozialen Wohnungsbau und die stär¬

kere Orientierung am Nettoeinkommen.

2. Der Erwerb von Belegungsrechten im Bestand durch die öffentliche Hand über die Moderni¬

sierungsförderung.
3. Die Einführung der einkommensorientierten Förderung als zusätzlicher, optionaler Förderweg.

Die Anhebung der Einkommensgrenzen stellt eine Rückkehr zum Prinzip der mittelschichts-

orientierten Förderung dar. Sie zielt darauf ab, wieder eine soziale Mischung im Sozialwoh¬

nungsbestand zu ermöglichen und Arbeitnehmerhaushalte wieder in den Kreis der Wohnberech¬

tigten aufzunehmen. Zwar reduziert die Anhebung der Eüikommensgrenzen die sozialpolitische

Zielgenauigkeit des sozialen Wohnungsbaus; immerhin haben jedoch hohe Einkommensgrenzen
und auch die Fehlbelegung dazu beigetragen, daß die deutschen Städte einen vergleichsweise

niedrigen Grad der sozialen Segregation aufweisen (Häußermann und Siebel 1993: 201).

Mit der Förderung des Erwerbs von Belegungsrechten soU das Auslaufen der öffentlichen

Bindungen für große Teüe des älteren Sozialwohnungsbestands kompensiert werden, da die

Neubauförderung aUein nicht ausreicht, um den Bestand an sozial gebundenen Wohnungen zu

erhalten.



460 Sektion Sozialpolitik

Die einkommensorientierte Förderung bricht erstmals mit dem seit langem als disfunktional

kritisierten Prinzip der Kostenmiete. Die Sozialmiete orientiert sich nicht mehr am Objekt, son¬

dern wird, flexibel am jeweiligen Einkommen der Bewohner orientiert, heruntersubventioniert,

indem der Staat zusätzlich zur Grundförderung, mit der Belegungsrechte bei einer bestimmten

Höchstmiete (zumeist der ortsüblichen Vergleichsmiete) erworben werden, eine Zusatzförderung

gewährt, die sich nach dem Einkommen des Mieters richtet. Damit stellt die einkommensorien¬

tierte Förderung eine Mischung aus Objektförderung (in Gestalt der Grundförderung) und Sub¬

jektförderung (in Gestalt der Zusatzförderung) dar. Ob die einkommensorientierte Förderung
zum neuen Standardmodell des sozialen Wohnungsbaus wird, ist allerdings derzeit noch unklar -

weniger aufgrund sozial- und wohnungspolitischer Vorbehalte als aufgrund ihrer Auswirkungen
auf den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern.

4. Neue Wege in der Wohnungspolitik

Daß in der Wohnungspolitik neue Wege beschritten werden müssen, die über inkrementale

Anpassungen hinausgehen, wird heute von der Mehrzahl der Akteure und Experten anerkannt;

wie diese neuen Konzepte aussehen sollen, ist dagegen umso heftiger umstritten. So hat die Ex¬

pertenkommission Wohnungspolitik (1994a, b) die Defizite der gegenwärtigen Wohnungspolitik
mit beispielloser analytischer Schärfe aufgezeigt und gleichzeitig eine Fülle von detaillierten Vor¬

schlägen zur Steigerung der Baulandausweisung, zur Deregulierung des Mietrechts, zur Woh¬

nungsbaufinanzierung, zum Steuerrecht und zu speziellen wohnungspolitischen Problemen in den

neuen Bundesländern präsentiert, die, kaum daß der Presse eine Vorfassung zugespielt war, eine

extrem heftige öffentliche Kritik erfuhren. Auch wenn dem Expertengutachten an einigen Passa¬

gen die Optik der neoklassischen Ökonomie allzu eindeutig anzumerken ist, hat es doch die

Agenda für die wohnungspolitische Diskussion der nächsten Jahre definiert.

Der wohl grundlegendste Vorschlag der Expertenkommission besteht darin, das Gewicht der

Fördermaßnahmen von der Objektförderung zur sozialpolitisch zielgenaueren (und marktkonfor¬

meren) Subjektförderung zu verlagern. Gleichwohl geht die Kommission nicht so weit, die völlige

Einstellung des sozialen Wohnungsbaus zu fordern; sie erkennt an, daß eine begrenzte Objektför¬

derung notwendig bleibt, vor allem, um über ein Instrument zur Steuerung städtebaulicher Ent¬

wicklungen zu verfügen und um Segregationstendenzen entgegenwirken zu können (Experten¬
kommission Wohnungspotitik 1994a: Ziff. 62xx). Vor allem aber wird anerkannt, daß es not¬

wendig bleibt, daß die Kommunen über Belegungsrechte verfügen, um die sozial diskriminierten

Haushalte mit angemessenem Wohnraum versorgen zu können. Neu ist, daß der Erwerb der Be¬

legungsrechte von der Objektförderung abgetrennt werden soll, d.h. daß die Belegungsrechte im

vorhandenen Wohnungsbestand angekauft werden sollen, so daß auch preisgünstige Altbauwoh¬

nungen zur Versorgung wirtschaftlich und sozial schwacher Haushalte eingesetzt werden können.

Die Wohnkostensubvention würde dann zielgenau und flexibel durch ein verbessertes Wohngeld

erfolgen können.

Für den sogenannten „freifinanzierten" Wohnungsbau schlägt die Expertenkommission eine

grundlegende Reform der steuerlichen Förderung vor. Um die Benachteiligung von Wohnungs¬

unternehmen, die ein Mietobjekt langfristig halten wollen, gegenüber Investoren, die auf kurzfri¬

stige Abschöpfung von Steuervorteilen und Wertsteigerungen spekulieren, zu beseitigen, wird
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empfohlen, die degressive Abschreibung nach § 7 Abs. 5 abzuschaffen und durch eine lineare

Abschreibung von 4 % über einen Zeitraum von 25 Jahren zu ersetzen (Ziff. 8144). Dies würde

vor allem den ehemals gemeinnützigen Wohnungsunternehmen entgegenkommen, die bei dem

gegenwärtigen System die erhöhten Abschreibungen vielfach nicht ausnutzen können.

Für das selbstgenutzte Wohneigentum wüd empfohlen, die bisherige degressive Abschreibung
nach § lOe abzuschaffen und durch einen auf 60 % begrenzten Abzug der Schuldzinsen sowie ein

verdoppeltes Baukindergeld zu ersetzen (Ziff. 9302). Dieser Vorschlag war allerdings innerhalb

der Expertenkommission selber nicht unumstritten: Eine Minderheit der Kommission forderte

stattdessen einen progressionsunabhängigen Abzug von der Steuerschuld, um die einkommens¬

schwächeren Bauherrn („Schwellenhaushalte") stärker fördern zu können und die soziale Unge¬

rechtigkeit zu beseitigen, die darin liegt, daß der Subventionsbetrag mit dem Einkommen wächst

(Ziff. 9308). Tatsächlich hat sich die Mehrheit der Expertenkommission hier einzig von dem steu¬

ersystematischen, aber praktisch wenig relevanten Ziel leiten lassen, Investitionen für Vermieter

und Selbstnutzer steuerlich gleichzustehen, während verteilungspolitische Kriterien (die auch

Effizienzkriterien sind, da mit wachsendem Einkommen auch die Mitnahmeeffekte zunehmen)

genauso ausgeblendet worden sind wie das Problem, daß ein Schuldzinsenabzug höhere Ver¬

schuldungsgrade bei der Finanzierung selbstgenutzten Wohneigentums belohnen und die „solide"

Finanzierung bestrafen würde.

Zu den interessantesten Vorschlägen der Expertenkommission gehören ihre Überlegungen, die

Finanzierung von Wohnungsbauinvestitionen für Vermieter und Selbstnutzer zu optimieren.

Wohnungsbauinvestitionen sind deshalb so schwierig zu finanzieren, weü die - durch Tilgung im

Zeitablauf sinkenden - Belastungen durch den Kapitaldienst und die - üiflationsbedingt steigenden
- Erträge durch eingenommene oder eingesparte Miete gegensätzüch verlaufen, d.h. in den ersten

Jahren sehr hohen Belastungen nur geringe Erträge gegenüberstehen. Um eine gleichmäßigere
zeitliche Verteilung der Belastung zu erreichen, schlägt die Expertenkommission einen an das

„Schweizer ModeU" der Wohnungsbauförderung (vgl. dazu Nigg 1995) angelehnten dynami¬
schen Kapitaldienst vor, der sich durch steigende Tilgungsraten auszeichnet, die in den ersten

Jahren sogar negativ sind und deshalb zu einer temporär höheren Verschuldung führen, die durch

staatliche Bürgschaften abgesichert werden müßte (Expertenkommission Wohnungspolitik
1994a: Ziff. 73xx, 6210; vgl. dazu auch die Modellrechnungen der Unabhängigen Arbeitsgruppe

1994).

Auch wenn es an dem „Schweizer ModeU" oder ,3ürgschaftsmodeU", wie es auch genannt

wird, noch eine Reihe offener Fragen gibt - beispielsweise: Was geschieht, wenn die Bürgschaft
in Anspruch genommen werden muß? -, besteht das Faszinierende darin, daß es ohne jede Ob¬

jektsubvention2 auskommt - der Staat gewährt lediglich Bürgschaften, die eine billige Art der

Förderung darstellen, weü sie nur in Ausnahmefällen in Anspruch genommen werden, aber zu

einer erheblichen Kostensenkung beitragen, indem sie günstigere (erststellige) Kreditzinsen er¬

möglichen.
Die Finanzierung stellt aber noch in anderer Hinsicht einen Ansatzpunkt für neue ModeUe der

Wohnungsbauförderung dar: In krassem Gegensatz zur notorischen Finanzschwäche der öffendi¬

chen Haushalte steht das wachsende Geldvermögen der privaten Haushalte. Die staatliche Woh¬

nungsbauförderung könnte dadurch entlastet werden, daß man Modelle zwischen Miete und Ei¬

gentum entwickelt, die es ermöglichen, mehr privates Kapital in den Wohnungssektor zu lenken,
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beispielsweise Mieterdarlehen, Mietkauf oder eine Revitalisierung der bereits in den siebziger
Jahren entwickelten Wohnbesitzmodelle (siehe auch Eichener und Heinze 1994a).

Schließlich wäre auch die Nutzung des vorhandenen Wohnungsbestands zu optimieren. Rein

rechnerisch stehen in Westdeutschland pro Kopf der Bevölkerung 36,8 qm Wohnfläche zur Ver¬

fügung. Gleichzeitig herrscht Wohnungsnot - vor allem für Familien mit niedrigem Einkommen.

Das InWIS untersucht zur Zeit im Rahmen eines von der Schader-Stiftung und dem Bundes-

bauministerium in Auftrag gegebenen Forschungsprojekts, ob es nicht sinnvoll sein kann, die

Förderung des sozialen Wohnungsbaus teilweise auf den Bau kleinerer, altersgerechter Wohnun¬

gen zu verlagern, alten Menschen dadurch eine bedürfhisgerechtere Wohnsituation zu bieten, die

eine selbständige Lebensführung unterstützt, und gleichzeitig für den freiwerdenden Wohnraum

Belegungsrechte zu erwerben, die für die Versorgung von Familien genutzt werden können.

All diese Modelle bedürfen freilich noch gründlicher wissenschaftlicher Analyse. Sie zeigen

auf, daß die wohnungspolitische Diskussion längst über die ordnungspolitische Dichotomie

„Markt versus Staat" hinausgewachsen ist (vgl. auch Holtmann und Killisch 1993: 7). Einfache

Lösungen sind nicht mehr geeignet, um die Dilemmata der sozialen Wohnungspolitik zu bewälti¬

gen. Die Reform der Wohnungspotitik benötigt in erster Linie Phantasie.

Anmerkungen
1) In den meisten Fällen werden Investitionen im Mietwohnungsbau Überhaupt erst durch die Kumulierung ver¬

schiedener Steuervorteile wirtschaftlich interessant. Zu den attraktivsten Varianten gehört, in den ersten zehn

Jahren die erhöhten Abschreibungen in Anspruch zu nehmen, um durch Verluste und aus Vermietung und

Verpachtung den marginalen Steuersatz zu senken, und das Objekt anschließend zu veräußern und die Wert¬

steigerung steuerfrei zu vereinnahmen, wobei die Abschreibungsbasis für den Erwerber (der allerdings erhöhte

Abschreibungen dann nicht mehr in Anspruch nehmen kann) wieder aufgefrischt wird („Durchhandeln", vgl.
dazu Expertenkommission Wohnungspolitik 1994a, Ziff. 81xx).

2) Nach dem Schweizer Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz erhält der Investor vom Staat lediglich ein

Darlehen, mit dem in den ersten Jahren die Miete reduziert wird und das nach ca. 15 Jahren aus den steigen¬
den Mieteinnahmen heraus getilgt wird. Einkommensschwache Mieter kommen über dies „Grundver¬

billigung" hinaus in den Genuß einer „Zusatzverbilligung", die mit der einkommensabhängigen Förderung zu

vergleichen ist.
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3. Wohlfahrtsstaatliche Variationen. Nichtintendierter institutioneller Wandel

durch die deutsche Einigung am Beispiel der Arbeitsmarktpolitik

Michael Weck

1. Das wohlfahrtsstaatliche Regime Deutschlands

Dieser Text fragt nach den Erfahrungen und den institutionellen Folgen der Erfahrungen, die

die Akteure des arbeitsmarktpolitischen Feldes während der Einigung Deutschlands machten.

Wie im übrigen Osten Europas wurde die Systemtransformation auf dem Gebiet der ehemaügen
DDR vor aUem durch die Prozesse der Entüistitutionalisierung und des Neuaufbaus institutionel-

ler Strukturen bestimmt. Im Unterschied zu den Staaten Osteuropas geschah dies jedoch mit dem

Ziel, die Gesellschaft in das politisch-administrative System eines angrenzenden Staates, der

Bundesrepublik Deutschland, zu integriert. Die Integration der ehemaligen DDR in das System
der Bundesrepublik Deutschland wurde als globaler Transfer institutioneller Strukturen von

West- nach Ostdeutschland durchgeführt (Lehmbrach 1992). Nachdem die Phase des Institutio¬

nentransfers mitderweüe als abgeschlossen betrachtet werden kann, stellt sich nunmehr die Frage
nach den transformativen Rückwükungen der Einigung auf das System der vergrößerten Bundes¬

republik Deutschland. Konnte das System der alten Bundesrepublik seine üistitutioneUe Integrität
bewahren oder befinden wir uns etwa auf Schleichwegen in eine „Dritte Republik" (vgl. Seibel

1992; Czada 1994). Wenn wir uns tatsächlich auf dem Wege in eine neue, „Dritte Republik" be¬

finden, so schließt sich die Frage nach deren Gestalt und Verhältnis zur alten Bundesrepublik an.

Wie gravierend ist die Abweichung vom Entwicklungspfad der Bonner Republik? Kann man von

einer neuen institutionellen Logik der Berliner Republik sprechen?


